
VERORDNUNG (EG) Nr. 363/2009 DER KOMMISSION 

vom 4. Mai 2009 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates über die Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 

(ELER) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 
20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 91, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1698/2005, mit der der Rechts­
rahmen für die Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums in der Gemeinschaft mit Mitteln des ELER abge­
steckt wurde, ist durch die Verordnung (EG) Nr. 74/2009 
des Rates vom 19. Januar 2009 zur Änderung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1698/2005 über die Förderung der 
Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europä­
ischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) ( 2 ) geändert worden. Folglich 
sollte die Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kommis­
sion ( 3 ) durch zusätzliche Durchführungsbestimmungen 
ergänzt werden. 

(2) Die Geltungsdauer der Milchquotenregelung läuft gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation 
der Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für be­
stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung 
über die einheitliche GMO) ( 4 ) ab, was von den Milch­
erzeugern besondere Anstrengungen verlangt. Daher 
sollte die Begrenzung der Investitionsbeihilfe für Milch­
erzeugerbetriebe, durch die die Produktion der einzelnen 
Betriebe innerhalb der dem betreffenden Betrieb zugewie­
senen Produktionsquote gehalten werden soll, mit Beginn 
des Programmplanungszeitraums aufgehoben werden. 

(3) Mit der Verordnung (EG) Nr. 74/2009 wurde die Ver­
pflichtung zur Überprüfung der nationalen Strategiepläne 
eingeführt. Der Mindestumfang dieser Überprüfung sollte 
festgelegt werden. 

(4) Aufgrund der Wichtigkeit der in Artikel 16a der Verord­
nung (EG) Nr. 1698/2005 genannten Prioritäten ist die 
Überprüfung der Entwicklungsprogramme für den länd­
lichen Raum nach der ersten Anwendung des genannten 
Artikels als Revision im Sinne von Artikel 19 Absatz 1 

der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 anzusehen und be­
darf einer Genehmigungsentscheidung der Kommission. 

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 74/2009 enthält eine Liste der 
potenziellen Wirkungen, die mit den Vorhaben, welche 
mit den Prioritäten gemäß Artikel 16a der Verordnung 
(EG) Nr. 1698/2005 im Zusammenhang stehen, erreicht 
werden sollen. Diese Liste ist nicht erschöpfend und die 
Mitgliedstaaten können zusätzliche potenzielle Wirkun­
gen vorschlagen, die mit den oben genannten Vorhaben 
erreicht werden sollen. Im Interesse der Kohärenz mit 
den bereits ermittelten potenziellen Wirkungen und mit 
dem allgemeinen Ziel, Vorhaben im Zusammenhang mit 
den neuen Herausforderungen zu stärken, sollte die den 
Mitgliedstaaten eingeräumte Möglichkeit, solche zusätzli­
chen potenziellen Wirkungen vorzuschlagen, davon ab­
hängig gemacht werden, dass sie der Kommission zur 
Prüfung und dem Ausschuss für die Entwicklung des 
ländlichen Raums zur Stellungnahme vorgelegt werden. 
Änderungen, mit denen eine neue potenzielle Wirkung 
eingeführt wird, sollten daher einer Genehmigungsent­
scheidung der Kommission unterliegen. 

(6) Wegen der Vielzahl von Fällen, in denen es bei der Revi­
sion um weniger belangreiche Ausnahmen von den Kri­
terien für die Abgrenzung zwischen gemeinsamer Markt­
organisation und Entwicklung des ländlichen Raums 
geht, und zur Verringerung des Verwaltungsaufwands 
sollte die Kommission nicht länger Entscheidungen über 
Revisionen erlassen, die zu Änderungen der in Artikel 5 
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 genannten 
Ausnahmen führen. Diese Revisionskategorie sollte daher 
aus der Liste in Artikel 7 der Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2006 gestrichen werden. 

(7) Inhalt und Kriterien der Betriebsverbesserungspläne, die 
die Unterstützung von Betrieben betreffen, die sich in­
folge der Reform einer gemeinsamen Marktordnung im 
Umstrukturierungsprozess befinden, sind zu präzisieren. 

(8) Nach Abschaffung der „Stilllegungsmaßnahme“ gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Ja­
nuar 2009 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen 
im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit be­
stimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirt­
schaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnun­
gen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) 
Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1782/2003 ( 5 ) sind Bestimmungen, die auf diese 
Maßnahme Bezug nehmen, entsprechend anzupassen.
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(9) Um die Abwicklung der Investitionsvorhaben in der der­
zeitigen wirtschaftlichen und finanziellen Krise zu erleich­
tern, sollte der Höchstbetrag für Vorschusszahlungen in 
den Jahren 2009 und 2010 angehoben werden. 

(10) Was bestimmte aus dem ELER kofinanzierte Maßnahmen 
und die Bereitstellung von zusätzlichen nationalen Mit­
teln anbelangt, so sollten die Bestimmungen über staat­
liche Beihilfen angepasst werden, um ihren Geltungsbe­
reich zu präzisieren und der mit der Verordnung (EG) 
Nr. 74/2009 eingeführten neuen Maßnahme für Betriebe, 
die sich infolge der Reform einer gemeinsamen Markt­
ordnung im Umstrukturierungsprozess befinden, Rech­
nung zu tragen. 

(11) Es ist notwendig, den Begriff „substanzieller Vorschlag für 
Änderungen“ in Artikel 78 Buchstabe f der Verordnung 
(EG) Nr. 1698/2005 zu definieren. 

(12) Für die Begleitung der Maßnahmen im Zusammenhang 
mit den Prioritäten gemäß Artikel 16a der Verordnung 
(EG) Nr. 1698/2005 sollten nach Arten von Vorhaben 
aufgeschlüsselte Output-Indikatoren und entsprechende 
Zielvorgaben festgelegt werden, die Teil des in Artikel 80 
der genannten Verordnung erwähnten gemeinsamen Be­
gleitungs- und Bewertungsrahmens sind. 

(13) In ihren überprüften Programmen müssen die Mitglied­
staaten Informationen über die Vorhabensarten liefern, 
die mit den Prioritäten gemäß Artikel 16a der Verord­
nung (EG) Nr. 1698/2005 in Zusammenhang stehen, 
wobei zu präzisieren ist, ob die Vorhaben auf neuen 
Maßnahmen basieren, d. h. auf Maßnahmen, die bisher 
noch nicht im Rahmen des Entwicklungsprogramms für 
den ländlichen Raum genehmigt wurden. Darüber hinaus 
ist die indikative Beteiligung des ELER für den Zeitraum 
2010-2013 aufzuzeigen. Zu diesem Zweck sind die An­
hänge der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 zu ändern. 

(14) Um die Kohärenz mit dem Zeitpunkt der Anwendung 
der Verordnung (EG) Nr. 74/2009 zu gewährleisten, die 
durch die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
ergänzt wird, sollte die vorliegende Verordnung mit Wir­
kung vom 1. Januar 2009 gelten. Der Grundsatz der 
Rechtssicherheit für die betreffenden Begünstigten wird 
durch eine solche rückwirkende Anwendung nicht be­
rührt. 

(15) Die Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(16) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die Ent­
wicklung des ländlichen Raums — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Sind im Rahmen einer gemeinsamen Marktorganisa­
tion (ausgenommen der Milchsektor), einschließlich der aus 
dem Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EGFL) finanzierten direkten Stützungsregelungen, Produk­
tionsbeschränkungen oder Begrenzungen der Gemein­
schaftsunterstützung für einzelne Landwirte, Betriebe oder 
Verarbeitungsbetriebe vorgesehen, so werden im Rahmen 
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 für Investitionen, 
die zu einer über diese Beschränkungen oder Begrenzungen 
hinausgehenden Erhöhung der Produktion führen würden, 
keine Beihilfen gewährt.“; 

2. Folgender Artikel 3a wird eingefügt: 

„Artikel 3a 

Die Überprüfung der nationalen Strategiepläne gemäß 
Artikel 12a der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 umfasst 
eine Revision der in Artikel 11 Absatz 3 der genannten 
Verordnung aufgeführten maßgeblichen Elemente, die mit 
den Prioritäten gemäß Artikel 16a Absatz 1 der genannten 
Verordnung in Zusammenhang stehen, und insbesondere 
der wichtigsten quantifizierten Ziele. 

Der nationale Strategieplan gibt den annähernden und in­
dikativen Betrag der ELER-Beteiligung gemäß Artikel 69 
Absatz 5a der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 an, der 
für die einzelnen Prioritäten gemäß Artikel 16a Absatz 1 
der genannten Verordnung in dem jeweiligen Mitgliedstaat 
bereit gestellt wird, und enthält entsprechende Erläuterun­
gen zu der Mittelaufteilung.“; 

3. Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der in den Artikeln 16 und 16a der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 genannte Inhalt der Entwicklungspro­
gramme für den ländlichen Raum wird gemäß Anhang II 
der vorliegenden Verordnung festgelegt.“ 

4. Artikel 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) die Revision betrifft die erste Anwendung von 
Artikel 16a der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005;“; 

b) Folgender Buchstabe wird angefügt: 

„e) die Revision führt eine zusätzliche potenzielle Wir­
kung ein, die nicht in Anhang II der Verordnung 
(EG) Nr. 1698/2005 aufgeführt ist und mit den 
Prioritäten gemäß Artikel 16a der genannten Ver­
ordnung im Zusammenhang steht.“;
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5. Artikel 9 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c genannten 
Programmänderungen der Mitgliedstaaten können Ände­
rungen der Aufteilung der Finanzmittel auf die Maßnahmen 
eines Schwerpunktes sowie nichtfinanzielle Änderungen 
wie die Einführung neuer Maßnahmen oder Arten von Vor­
haben, die Zurücknahme bestehender Maßnahmen oder Ar­
ten von Vorhaben, Änderungen in Bezug auf Ausnahmen 
gemäß Artikel 5 Absatz 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 oder die Einfügung von Informationen 
über bzw. Beschreibungen von bestehenden Maßnahmen 
des Programms umfassen.“; 

6. Folgender Artikel 24a wird eingefügt: 

„Artikel 24a 

Der Betriebsverbesserungsplan gemäß Artikel 35a der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1698/2005 

a) beschreibt die wichtigsten Aspekte der geplanten Um­
strukturierung, einschließlich der Diversifizierung hin zu 
nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeiten; 

b) gibt spezifische Ziele an.“ 

7. Artikel 27 Absatz 6 Unterabsatz 1 wird gestrichen. 

8. Dem Artikel 46 wird folgender Absatz angefügt: 

„Dieser Artikel gilt auch für Verpflichtungen, die von der 
Abschaffung der Flächenstilllegung infolge des Inkrafttre­
tens der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 betroffen sind. 
Auf Antrag des Begünstigten können Anpassungen solcher 
Verpflichtungen auch für den Fall zugelassen werden, dass 
keine Revisionsklausel vorgesehen ist.“; 

9. Dem Artikel 56 Absatz 2 Unterabsatz 1 wird folgender 
Satz angefügt: 

„Im Falle von Investitionen, bei denen die Einzelentschei­
dung über eine Beihilfegewährung 2009 oder 2010 getrof­
fen wird, kann der Vorschussbetrag auf 50 % der sich auf 
die Investition beziehenden öffentlichen Beihilfe angehoben 
werden.“; 

10. Artikel 57 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Entwicklungsprogramme für den ländlichen 
Raum können nicht unter Artikel 36 EG-Vertrag fallende 
Zahlungen der Mitgliedstaaten für Maßnahmen gemäß den 
Artikeln 25, 43 bis 49 und 52 der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 und für Vorhaben im Rahmen von Maß­
nahmen gemäß den Artikeln 21, 24, 28, 29, 30 und 35a 
der genannten Verordnung oder nicht unter Artikel 36 EG- 
Vertrag fallende zusätzliche nationale Mittel für Maßnah­
men gemäß den Artikeln 25, 27, 43 bis 49 und 52 der 
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 und für Vorhaben im 
Rahmen von Maßnahmen gemäß den Artikeln 21, 24, 
28, 29, 30 und 35a der genannten Verordnung umfassen, 
sofern die staatlichen Beihilfen entsprechend den Vorgaben 
von Anhang II Nummer 9.B der vorliegenden Verordnung 
ausgewiesen werden.“; 

11. In Abschnitt 4 „Begleitung und Bewertung“wird folgender 
Artikel 59a eingefügt: 

„Artikel 59a 

Für die Zwecke von Artikel 78 Buchstabe f der Verordnung 
(EG) Nr. 1698/2005 umfassen ‚substanzielle Vorschläge für 
Änderungen‘ Änderungen, die einer Entscheidung der Kom­
mission bedürfen, und Änderungen gemäß Artikel 9 Ab­
satz 1 der vorliegenden Verordnung, ausgenommen Ände­
rungen in Bezug auf Ausnahmen gemäß Artikel 5 Absatz 6 
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 oder die Einfügung 
von Informationen über bzw. Beschreibungen von beste­
henden Maßnahmen des Programms.“; 

12. Dem Artikel 62 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz an­
gefügt: 

„Für Maßnahmen, die Vorhabensarten gemäß Artikel 16a 
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 umfassen, werden die 
Output-Indikatoren und die Zielvorgaben für die Output- 
Indikatoren nach Arten von Vorhaben aufgeschlüsselt.“; 

13. Artikel 63 Absatz 8 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Im Falle höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Um­
stände — insbesondere bei einer Störung des Systems 
oder bei Fehlen einer dauerhaften Verbindung — übermit­
telt der Mitgliedstaat der Kommission die Unterlagen in 
Papierform oder in geeigneter anderer elektronischer 
Form. Diese Übermittlung ist der Kommission zuvor zu 
melden.“; 

14. Die Anhänge I, II, VII und VIII werden nach Maßgabe des 
Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert.
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2009. Artikel 1 Nummer 1 gilt jedoch mit Wirkung vom 1. Januar 
2007. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 4. Mai 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Die Anhänge der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 werden wie folgt geändert: 

1. Anhang I erhält folgende Fassung: 

„ANHANG I 

Beihilferegelungen gemäß Artikel 2 Absatz 2 

— Obst und Gemüse (Teil II Titel I Kapitel IV Abschnitt IVa der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (*)) 

— Wein (Titel II Kapitel I der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 des Rates (**)) 

— Tabak (Teil II Titel I Kapitel IV Abschnitt V der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007) 

— Olivenöl (Teil II Titel I Kapitel IV Abschnitt IV der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007) 

— Hopfen (Artikel 68a der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003) 

— Schafe und Ziegen (Artikel 102 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates (***)) 

— Bienenzucht (Titel I Kapitel IV Abschnitt VI der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007) 

— Zucker (Verordnung (EG) Nr. 320/2006 des Rates (****)) 

— Sondermaßnahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der Regionen in äußerster Randlage (Titel III der 
Verordnung (EG) Nr. 247/2006 des Rates (*****)) und zugunsten der kleineren Inseln des Ägäischen Meeres 
(Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 1405/2006 des Rates (******)) 

— Direktzahlungen (Artikel 41 Absatz 3 und Artikel 68 Verordnung (EG) Nr. 73/2009). 

___________ 
(*) ABl. L 299 vom 2.10.2007, S. 1. 

(**) ABl. L 148 vom 6.6.2008, S. 1. 
(***) ABl. L 30 vom 31.1.2009, S. 16. 

(****) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 42. 
(*****) ABl. L 42 vom 14.2.2006, S. 1. 

(******) ABl. L 265 vom 26.9.2006, S. 1.“ 

2. Anhang II wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5.2 erhält der zweite Gedankenstrich folgende Fassung: 

„— Bestätigung, dass für die Maßnahmen gemäß den Artikeln 25, 43 bis 49 und 52 der Verordnung (EG) Nr. 
1698/2005 und für Vorhaben im Rahmen der Maßnahmen gemäß den Artikeln 21, 24, 28, 29, 30 und 35a 
der genannten Verordnung, die nicht unter Artikel 36 EG-Vertrag fallen, die Einhaltung der Regeln für staat­
liche Beihilfen und der wichtigsten Vereinbarkeitskriterien, insbesondere in Bezug auf die Höchstsätze für 
staatliche Beihilfen insgesamt gemäß den Artikeln 87 bis 89 EG-Vertrag, gewährleistet ist.“ 

b) Nummer 5.3 erhält folgende Fassung: 

„5.3. Für Schwerpunkte und Maßnahmen erforderliche Informationen 

Für Maßnahmen sind die folgenden spezifischen Informationen, einschließlich Informationen über die spezifischen 
Arten von Vorhaben gemäß Artikel 16a Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 erforderlich:“. 

c) Nummer 5.3.1.4 erhält folgende Fassung: 

„5.3.1.4. Ü b e r g a n g s m a ß n a h m e n “ 

d) Folgende Nummer 5.3.1.4.4 wird eingefügt: 

„5.3.1.4.4. B e t r i e b e , d i e s i c h i n f o l g e d e r R e f o r m e i n e r g e m e i n s a m e n M a r k t o r d n u n g 
i m U m s t r u k t u r i e r u n g s p r o z e s s b e f i n d e n ; 

— Angabe der betreffenden Reform der gemeinsamen Marktorganisation, 

— Zusammenfassung der an den Betriebsverbesserungsplan gestellten Anforderungen, 

— Beihilfebetrag und Dauer der Beihilfegewährung.“
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e) Folgende Nummer 5.3.6 wird eingefügt: 

„5.3.6. Liste der Arten von Vorhaben gemäß Artikel 16a Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 
1698/2005 bis zu den Beträgen gemäß Artikel 69 Absatz 5a der genannten Verordnung; 

Schwerpunkt/ 
Maßnahme Art der Vorhaben Potenzielle 

Wirkung 

‚Bestehende‘ oder 
‚neue‘ Art von 

Vorhaben 

Verweis auf die 
Beschreibung der 
Vorhabensart im 
Entwicklungsplan 

für den ländlichen 
Raum 

Output-Indikator — 
Zielvorgabe 

Schwerpunkt 1 
Maßnahme 111 

… … 

Maßnahme … … … 

Schwerpunkt 2 
Maßnahme 211 

… … 

Maßnahme … … … 

Schwerpunkt 3 
Maßnahme 311 

… … 

Maßnahme … 

Schwerpunkt 4 
Maßnahme 411 

… … 

Maßnahme … 

NB: In der Spalte ‚Bestehende‘ oder ‚neue‘ Art von Vorhaben ist anzugeben, ob die Arten von Vorhaben, die mit den Prioritäten 
gemäß Artikel 16a der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 in Zusammenhang stehen, bereits in der am 31. Dezember 2008 
geltenden Fassung des Entwicklungsplans für den ländlichen Raum enthalten waren. In diesem Zusammenhang gelten Ände­
rungen von bestehenden Vorhabensarten ebenfalls als ‚neue Arten von Vorhaben‘.“ 

f) Tabelle 6.1 erhält folgende Fassung: 

„6.1. Jährliche Beteiligung des ELER (in EUR); 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

Nichtkonvergenzregionen 

Konvergenzregionen (*) 

Gebiete in äußerster Randlage und kleinere In­
seln des Ägäischen Meeres (**) 

Fakultative Modulation (***) 

Zusätzlicher Beitrag an Portugal 

Zusätzliche Mittel, die sich aus der Anwendung 
von Artikel 69 Absatz 5a der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 ergeben — Nichtkonvergenz­
region 

Zusätzliche Mittel, die sich aus der Anwendung 
von Artikel 69 Absatz 5a der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 ergeben — Konvergenz­
region (****) 

Insgesamt 

(*) Für Mitgliedstaaten mit Konvergenzregionen. 
(**) Für Mitgliedstaaten mit Regionen in äußerster Randlage oder den kleineren Ägäischen Inseln. 

(***) Für Mitgliedstaaten, die die fakultative Modulation gemäß der Verordnung (EG) Nr. 378/2007 anwenden. 
(****) Für Mitgliedstaaten mit Konvergenzregionen, die zusätzliche Mittel gemäß Artikel 69 Absatz 5a der Verordnung (EG) Nr. 

1698/2005 erhalten.“
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g) Fußnote (1), deren Verweis sich am Ende der Überschrift von Tabelle 6.2 befindet, erhält folgende Fassung: 

„( 1 ) Tabelle 6.2 ist für jeden in einer Reihe von Tabelle 6.1 angegebenen Teilbetrag der ELER-Beteiligung zu 
wiederholen.“; 

h) Folgende Nummer 6.3 wird eingefügt: 

„6.3. Indikative Mittelausstattung für Vorhaben gemäß Artikel 16a der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 für die Zeit vom 
1. Januar 2010 bis 31. Dezember 2013 (Artikel 16a Absatz 3 Buchstabe b bis zu den Beträgen gemäß Artikel 69 
Absatz 5a der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005) 

Schwerpunkt/Maßnahme Beteiligung des ELER für den Zeitraum 2010-2013 

Schwerpunkt 1 
Maßnahme 111 

… 

Maßnahme … … 

Schwerpunkt 2 
Maßnahme 211 

… 

Maßnahme … … 

Schwerpunkt 3 
Maßnahme 311 

… 

Maßnahme … 

Schwerpunkt 4 
Maßnahme 411 

… 

Maßnahme … 

Schwerpunkte 1, 2, 3 und 4 insgesamt …“ 

i) In Nummer 7 wird folgender Code 144 eingefügt: 

„(144) Betriebe, die sich infolge der Reform einer gemeinsamen Marktordnung im Umstrukturierungsprozess be­
finden“. 

j) In Nummer 9 Buchstabe B Absatz 1 erhalten die einleitenden Worte folgende Fassung: 

„Für Maßnahmen gemäß den Artikeln 25, 27 (bei letzterem nur für die zusätzliche nationale Förderung gemäß 
Artikel 89 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005), 43 bis 49 und 52 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 und 
Vorhaben im Rahmen der Maßnahmen gemäß den Artikeln 21, 24, 28, 29, 30 und 35a der genannten Ver­
ordnung, die nicht in den Geltungsbereich von Artikel 36 EG-Vertrag fallen:“. 

3. Anhang VII wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 2 werden folgende Absätze angefügt: 

„Mitgliedstaaten, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 74/2009 des Rates (*) zusätzliche finanzielle Mittel, die sich 
aus der Modulation im Rahmen der genannten Verordnung ergeben, sowie ab 2011 nicht genutzte Mittel erhalten, 
nehmen in ihren Bericht ab 2011 ein gesondertes Kapitel auf, das mindestens dieselbe Analyse wie in Absatz 1 für 
die Vorhaben umfasst, die mit den in Artikel 16a Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 genannten 
Prioritäten in Zusammenhang stehen. Für die neuen Mitgliedstaaten mit Ausnahme von Bulgarien und Rumänien 
würde diese Verpflichtung ab 2014 gelten. 

Mitgliedstaaten, die die neue Maßnahme ‚144 Betriebe, die sich im Umstrukturierungsprozess befinden‘ anwenden, 
erstatten Bericht über die in Bezug auf die Ziele der Maßnahme erreichten Fortschritte. 

___________ 
(*) ABl. L 30 vom 31.1.2009, S. 100.“;
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b) Folgende Nummer 3a wird eingefügt: 

„3a. Finanzielle Abwicklung des Programms in Bezug auf Vorhaben im Zusammenhang mit den neuen Heraus­
forderungen, wobei für jede Maßnahme die an die Begünstigten nach dem 1. Januar 2010 gewährten Zah­
lungen für Vorhabensarten gemäß Artikel 16a Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 und die Beträge 
gemäß Artikel 69 Absatz 5a der genannten Verordnung anzugeben sind. 

Die Tabelle, in der die finanzielle Abwicklung dieser Vorhabensarten zusammengefasst wird, enthält mindes­
tens die folgenden Informationen: 

Schwerpunkte/Maßnahmen Jährliche Zahlungen — Jahr N Kumulierte Zahlungen von 2010 bis 
zum Jahr N 

Maßnahme 111 … … 

Maßnahme … 

Schwerpunkt 1 insgesamt … … 

Maßnahme 211 … … 

Maßnahme … 

Schwerpunkt 2 insgesamt … … 

Maßnahme 311 … … 

Maßnahme … 

Schwerpunkt 3 insgesamt … … 

Maßnahme 411 … … 

Maßnahme … 

Schwerpunkt 4 insgesamt … … 

Programm insgesamt … …“ 

4. In Anhang VIII wird unter Nummer II GEMEINSAME OUTPUT-INDIKATOREN am Ende der Liste für Schwerpunkt 1 
folgende Zeile eingefügt: 

Code Maßnahme Output-Indikatoren (*) 

„144 Betriebe, die sich infolge der Reform 
einer gemeinsamen Marktordnung 
im Umstrukturierungsprozess 
befinden 

Anzahl der geförderten Betriebe“
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